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Amtsblatt 
Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. 09521 27-240 

  
 

Nr. 9 Haßfurt, 11.11.2016 69. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Hofheim vormittags: Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr  

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 

 

Amtliche Bekanntmachungen 
 
 
 
 
 

 

I n h a l t :  

Teil I: 
 

Veröffentlichungen des Landratsamtes/Landkreises und seiner Ein-
richtungen einschl. der Unternehmen und Verbände 

 

 Immissionsschutzrechtliche Genehmigung  
Erweiterung einer bestehenden BHKW-Anlage,  
Stadt Haßfurt 

S. 61-62 

 
 

Teil II: 
 
Veröffentlichungen der kreisangehörigen VGem/Städte/Märkte/ 
Gemeinden sowie der Schul- und Versorgungsverbände u. Sonstige 

 

 HH-Satzung des Zweckverbandes zur Abwas-
serbeseitigung im Raum Eltmann-Ebelsbach 

S. 62-63 

 HH-Satzung desZweckverbandes zur Wasser-
versorgung der Kleinmünster Gruppe für das 
HH-Jahr 2016 

S. 63-64 

 HH-Satzung u. HH-Plan des Zweckverbandes 
für Rettungsdienst u. Feuerwehralarmierung 
Schweinfurt HH-Jahr 2016 

S. 64 

 

 

 

 

 

 

 

Kostensatzung des Zweckverbandes zur Was-
serversorgung Kleinmünster Gruppe 

Verordnung des Landratsamtes Schweinfurt 
über ein Wasserschutzgebiet 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 

 

 

S. 64-68 

 

S. 69-78 

 

S. 78 

 

 

 

Teil  I 
 

 
III/5 – 177/2-4 
 
Vollzug der Immissionsschutzgesetze; 
Erweiterung einer bestehenden BHKW-Anlage und Be-
trieb mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von ca. 
1.700 kW (Bestand: 400 kW) sowie Aufstockung des 
vorh. Emscher-Beckens und Einbau einer Trafostation 
auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1682/47 der Gemarkung 
Haßfurt 
 
Die Stadt Haßfurt hat beim Landratsamt Haßberge für 
das im Betreff genannte Vorhaben die Erteilung einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung beantragt. 
 
Nach § 1 Abs. 3 der 9. BIMSchV, § 3c i. V. m. Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) hat  das Landratsamt Haßberge eine standort-
bezogene Vorprüfung durchgeführt, ob für das Vorhaben 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) notwendig ist. 
Dabei war unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 
zum UVPG aufgeführten Kriterien überschlägig zu prü-
fen, ob durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen zu erwarten waren. Bei dieser Vorprü-
fung war zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswir-
kungen durch die vorgesehenen Vermeidungs- und Ver-
minderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen 
wurden. 

http://www.hassberge.lan/images/a/ad/Neues_Logo_LRA_CMYK.jpg
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Die Vorprüfung hat ergeben, dass im Hinblick auf die 
Vorgaben des UVPG durch das Vorhaben keine erheb-

lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind, die eine UVP erforderlich machen würden. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a Satz 2 
UVPG bekannt gemacht. Sie ist nicht selbständig an-
fechtbar (§ 3a Satz 3 UVPG). Die näheren Gründe dieser 
Entscheidung sind im Aktenvermerk des Landratsamtes 
Haßberge vom 07.09.2016, Az. III/5 – 177/2-4 angeführt. 
Dieser Vermerk kann beim Landratsamt Haßberge, Zim-
mer 114, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt bei Bedarf zu 
den allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
Haßfurt, 07.09.2016 
Landratsamt Haßberge 
 
 
 
Bartsch 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Teil  II 

 
Nr. I/2 - 941/1-11 
 
Vollzug der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern/des Gesetzes über die Kommunale Zusammenar-
beit 
 

Amtliche Bekanntmachung 

 
 

I. 

 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g  
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung  

im Raum Eltmann-Ebelsbach 
(Landkreis Haßberge) 

für das Haushaltsjahr 2016 

 
 

 

Aufgrund der §§ 19 ff. der Verbandssatzung und Art. 41 
des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeinde-
ordnung (GO) erlässt der Zweckverband folgende Haus-
haltssatzung: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hier-
mit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen  
und Ausgaben mit      944.800,00 € 
 
und 
 
im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen 
und Ausgaben mit      607.000,00 € 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
(1) Betriebskostenumlage 

 
 Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt (Umlagesoll) wird auf 
735.600,00 € festgesetzt und auf die Verbandsmit-

glieder umgelegt. 
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Umlegungsschlüssel ist 
 

Stadt Eltmann 409.920,00 € 
Gde. Ebelsbach 268.239,00 € 
Gde. Breitbrunn 26.597,00 € 
Gde. Kirchlauter 25.940,00 € 
Stadt Königsberg 4.904,00 € 

 

 
(2) Investitionsumlage 

 
 Der durch Beiträge und sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im 
Vermögenshaushalt (Umlagesoll) wird auf 
470.000,00 € festgesetzt und auf die Verbandsmit-

glieder umgelegt. 
 

 Umlegungsschlüssel sind die Investitionen der ein-
zelnen Gemeinden für Ihre Teilabschnitte; für die 
Kläranlage, den gemeinsamen Sammler und den ge-
meinsamen Zubringerkanal erfolgt die Aufteilung ge-
mäß § 20 der Verbandssatzung. 

 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 125.000,00 € festgesetzt. 

 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 in 
Kraft. 
 

Eltmann, 06.09.2016 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
im Raum Eltmann-Ebelsbach 
 

Ziegler, Verbandsvorsitzender 
 
 
 

II. 
 

Die von der Verbandsversammlung am 28.07.2016 er-
lassene Haushaltssatzung für das Jahr 2016 hat das 
Landratsamt Haßberge mit Schreiben vom 23.08.2016 
rechtsaufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile. 
Vom dritten Werktage an nach dieser Bekanntmachung 
liegt der Haushaltsplan eine Woche lang in der Stadtver-
waltung Eltmann, Rathaus, 97483 Eltmann, innerhalb 
der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich auf. Im Üb-
rigen kann die Haushaltssatzung samt Anlagen während 
der Dauer ihrer Gültigkeit jederzeit an gleicher Stelle ein-
gesehen werden. 
 

Haßfurt, 19.09.2016 
Landratsamt Haßberge 
 

Schor 
 
 

 

 
 
 

 
 

Nr. I/2 - 941/1-10 
 
Vollzug der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern/des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g  
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

der "Kleinmünster Gruppe" 

(Landkreis Haßberge) 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
 

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband fol-
gende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hier-
mit festgesetzt; er schließt  
 

im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen  
 und Ausgaben mit   371.050,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen  
 und Ausgaben mit   168.370,00 € 
ab. 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 

 

§ 4 1) 
 

1. Betriebskostenumlage 

Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 

2. Investitionsumlage 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
100.000,00 € festgesetzt. 
 

 

§ 6 2) 
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 in 
Kraft. 
 
 

Hofheim i.UFr., 12.10.2016 
Zweckverband 
 

Fischer, Verbandsvorsitzender 
 
 
1)  Hier können weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen 
und Ausgaben (so z.B. zu §§ 25 bis 27 und zu §  36 KommHV) 
und den Stellenplan beziehen, aufgenommen werden. 
2)  Die Ausfertigung (= Unterschrift und Datum) darf erst erfolgen, 
wenn die genehmigungspflichtigen Bestandteile von der Rechts-
aufsichtsbehörde genehmigt wurden. 
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II. 
 

Die von der Verbandsversammlung am 27.09.2016 erlas-
sene Haushaltssatzung für das Jahr 2016 hat das Land-
ratsamt Haßberge mit Schreiben vom 10.10.2016 rechts-
aufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
 

 
Vom dritten Werktage an nach dieser Bekanntmachung 
liegt der Haushaltsplan eine Woche lang in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes, Verwaltungsgemein-
schaft Hofheim i. UFr., Obere Sennigstraße 4, 97461 Hof-
heim, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öf-
fentlich auf. Im Übrigen kann die Haushaltssatzung samt 
Anlagen während der Dauer ihrer Gültigkeit jederzeit an 
gleicher Stelle eingesehen werden. 
 
Haßfurt, 14.10.2016 
Landratsamt Haßberge 
 
Schor 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Zweck-
verbandes für Rettungsdienst und Feuerwehralar-
mierung Schweinfurt für das Haushaltsjahr 2016 
 

Es wird hiermit bekanntgegeben, dass die Haushalts-
satzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Schweinfurt für das Haushalts-
jahr 2016 gemäß Art. 40 Abs. 1, Art. 24 Abs. 1 
KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO und Art. 
59 Abs. 3 LkrO im Amtsblatt der Regierung von Unter-
franken Nr. 12 vom 1. September 2016 amtlich bekannt 
gemacht wurde.  
 
Der Haushaltsplan liegt in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes für Rettungsdienst und Feuerwehr-
alarmierung Schweinfurt im Landratsamt Schweinfurt, 
Schrammstr. 1, 97421 Schweinfurt, während der 
Dienstzeiten zur Einsichtnahme auf. 
 
Renate Möller 
Stv. Geschäftsleiterin 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nr. I/2 - 941/1-10 
Vollzug der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (BayGO) und des Gesetzes über die Kommu-
nale Zusammenarbeit (KommZG) 
 
Amtliche Bekanntmachung 
 
Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung Klein-
münster Gruppe (Kostensatzung) 
 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung Kleinmüns-
ter Gruppe erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostenge-
setzes (KG) und Art. 26 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) 
folgende Satzung über die Erhebung von Verwaltungs-
kosten im eigenen Wirkungskreis: 
 

 § 1 
 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung Kleinmüns-
ter Gruppe erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wirkungs-
kreis, die er in Ausübung hoheitlicher Gewalt vornimmt 
(Amtshandlung), Kosten (Gebühren und Auslagen). 
 

§ 2 
 

Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kos-
tenverzeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis, 
KommKVz), das Anlage zu dieser Satzung ist. Für 
Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis ent-
halten sind, wird eine Gebühr erhoben, die nach im 
Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amts-
handlungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare 
Amtshandlung, beträgt die Gebühr fünf bis fünfund-
zwanzigtausend Euro. Unberührt bleiben Gebührenre-
gelungen, die schon in anderen Satzungen oder Ver-
ordnungen getroffen sind. 
 

§ 3 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in 
Kraft. 
 
Riedbach, 20.10.2016 
Zweckverband zur Wasserversorgung Kleinmünster 
Gruppe 
 
Fischer, Verbandsvorsitzender 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Amtsblatt des Landratsamtes Haßberge vom 11.11.2016, Nr. 9/2016 Seite 65 
   

 

Anlage  

  

Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)  

  

Tarif-  

gruppe  

Tarif- 

Nr.  

Gegenstand  Gebühr Euro  

0    Allgemeine Verwaltung    

00    Allgemeine Amtshandlungen  

Vorschriften der Tarifgruppen 01–8 des Kostenverzeich-

nisses gehen den Vorschriften der Tarifgruppe 00 vor.  

  

  000  Anordnungen für den Einzelfall  15 bis 600 €  

  

  

001  

  

Beglaubigungen:1)  

Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien und dgl. von 
eigenen, dem eigenen Wirkungskreis zuzurechnenden2) 
Urkunden  

1. wenn die zu beglaubigenden Abschriften, Fotokopien 

und dgl. nicht von der Gemeinde selbst hergestellt 

sind  

  

0,75 € je angefangene Seite bis zu der für 

die Erteilung des Originals vorgesehenen 

Gebühr, mindestens 5 €  

    2. wenn die zu beglaubigenden Abschriften, Fotokopien 

und dgl. von der Gemeinde selbst hergestellt sind  

5 € im Einzelfall  

Werden mehrere Abschriften, Fotokopien 

und dgl. gleichzeitig beglaubigt, kann die 

Gebühr pro Beglaubigung auf die Hälfte er-

mäßigt werden.  

  002  Bescheinigungen:  

1. Erteilung einer Bescheinigung über steuerlich absetz-

bare Spenden  

  

kostenfrei (vgl. Bekanntmachung vom  

2. August 2000, AllMBl S. 571)  

    2. Erteilung einer sonstigen Bescheinigung  5 bis 75 €  

  

  

  

003  

  

  

Einsicht in Akten und amtliche Bücher:  

Einsicht in Akten und Bücher, soweit diese nicht in einem 
gebührenpflichtigen Verfahren gewährt wird.  

Die Gebühr erhöht sich um die Hälfte, wenn seit dem Ab-

schluss der Akten oder Bücher mehr als zehn Jahre ver-

gangen sind. Gebührenfrei ist die Einsicht in Rechtsvor-

schriften, Flächennutzungspläne und ähnliche für die Un-

terrichtung der Öffentlichkeit bestimmte Schriftstücke oder 

Pläne.  

  

0,75 € je Akte oder Buch, mindestens 5 €  

  

  004  Fristverlängerungen:  

1. Verlängerungen einer Frist, deren Ablauf einen neuen 

Antrag auf Erteilung einer gebührenpflichtigen Geneh-

migung, Erlaubnis oder Bewilligung erforderlich ma-

chen würde  

  

10–25 % der für die Genehmigung, Erlaub-

nis oder Bewilligung vorgesehenen Ge-

bühr, mindestens 5 €  

    2. Fristverlängerung in anderen Fällen  5 bis 60 €  

  005  Zweitschriften:  

Erteilung einer Zweitschrift  

  

10–50 % der für die Erstschrift vorgesehe-

nen Gebühr, mindestens 15 €.  Ist die Er-

teilung der Erstschrift gebührenfrei, beträgt 

die Gebühr 0,50 € je angefangene Seite, 

mindestens aber 15 €.  

                                                      
1)  Die Beglaubigung von Ablichtungen eigener, aber dem übertragenen Wirkungskreis zuzurechnender Urkunden, von  

Urkunden anderer Stellen sowie von Unterschriften und Handzeichen ist, soweit die Gemeinden dafür zuständig sind    

    (vgl. § 1 der Verordnung über die zur amtlichen Beglaubigung befugten Behörden – BayRS 2010-1-1-l – in Verbidung  

    mit Art. 33, 34 BayVwVfG), dem übertragenen Wirkungskreis zuzurechnen.  
2) Tarif-Nr. 001 gilt auch, wenn eine Verwaltungsgemeinschaft Urkunden einer Mitgliedsgemeinde beglaubigt.  
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Tarif-  

gruppe  

Tarif- 

Nr.  

Gegenstand  Gebühr Euro  

  

  

006  

  

Niederschriften:  

Besondere Amtshandlungen  

7,50 bis 75 €  

für jede angefangene Stunde  

  

02    Hauptverwaltung    

  

  

020  

  

Kommunalgesetze  

1. Genehmigung zur Führung kommunaler Wappen und 
Fahnen (Art. 4 Abs. 3 GO, Art. 3 Abs. 3  
LKrO, Art. 3 Abs. 3 BezO)  

  

10 bis 2.500 €, soweit nicht kostenfrei  

    2. Amtshandlungen bei der Durchführung von Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheiden (Art. 18a GO, Art. 12a 

LKrO)  

kostenfrei in Analogie zu Art. 3 Abs. 1 Nr. 

12 KG  

  

  

021  

  

Amtshandlungen im Vollstreckungsverfahren  

1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 VwZVG), soweit 

sie nicht mit dem Verwaltungsakt verbunden ist, durch 

den die Handlung, Duldung oder Unterlassung aufge-

geben wird  

  

12,50 bis 150 €  

    2. Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme  

(Art. 32, 35 VwZVG) oder unmittelbarer Zwang (Art. 

34, 35 VwZVG)  

50 bis 2.500 €  

    3. Pfändungsbeschluss gemäß Art. 26 Abs. 5 VwZVG   1 Pfändungsgebühr nach § 339 Abs. 4  

Abgabenordnung (AO 1977)  

  

  

  

  

4. Entscheidung über unzulässige oder unbegründete 
Einwendungen gegen die Vollstreckung, die den zu 
vollstreckenden Anspruch betreffen  
(Art. 21 VwZVG)  

4.0 bei Geldansprüchen  

  

50 % der Pfändungsgebühr nach  

§ 339 Abs. 4 AO 1977, mindestens 10 €  

    4.1 sonst  12,50 bis 200 €  

03    Finanzverwaltung    

  030  Mitteilung von Besteuerungsgrundlagen3)    

  031  Anmahnung rückständiger Beträge4)  5 bis 150 €  

1    Öffentliche Sicherheit und Ordnung    

11  

  

  

  

Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen  

(insbesondere im Vollzug des LStVG, des BayImSchG 

und der aufgrund dieser Gesetze ergangenen Verordnun-

gen)5)  

  

  

  110  Erteilung einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung  15 bis 1.250 €  

  111  Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme oder Widerruf einer 

Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung6)  

15 bis 600 €  

                                                      
3) Im Bedarfsfall können hier die gleichen Regelungen wie in Tarif-Nr. 4.I.3 des staatlichen Kostenverzeichnisses aufgenommen werden.  
4) Gilt auch für Anmahnung durch öffentliche Bekanntgabe nach § 122 Abs. 3, 4 AO 1977.  
5) Vgl. Nrn. 1.3.2.1 und 1.3.2.2 der Bekanntmachung vom 20. Januar 1999 (AllMBl S. 135).  
6) Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht nach Art. 20 Abs. 3 KG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG von einer  

   Kostenerhebung abzusehen ist.  
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Tarif-  

gruppe  

Tarif- 

Nr.  

Gegenstand  Gebühr Euro  

12    Feuerbeschau    

  

  

120  

  

Feuerbeschau (§ 3 Abs. 2 der Verordnung über die Feuer-
beschau – FBV)  

1. wenn keine oder nur geringfügige Mängel festgestellt 

werden  

2. wenn erhebliche Mängel festgestellt werden  

  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

  

15 bis 1.000 €  

  121  Übertragung der Durchführung der Feuerbeschau auf Be-

triebe und sonstige Einrichtungen, für die nach Art. 15 

BayFwG Werkfeuerwehren bestehen (§ 3 Abs. 4 FBV)  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

  122  Anordnung zur Beseitigung von Mängeln (§ 6 FBV)  15 bis 1.000 €  

6    Bau- und Wohnungswesen, Verkehr    

61    Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)7)    1)    

  610  Ausübung des Vorkaufsrechts (§ 28 Abs. 2 Satz 1, §§ 24 

ff. BauGB)  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

  611  Herabsetzung des Verkaufspreises auf den Verkehrswert 

(§ 28 Abs. 3 BauGB)  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

  612  Gebote nach §§ 176 bis 179 BauGB  kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

  613  Erteilung einer Genehmigung nach §§ 172 ff. BauGB im 

Vollzug einer Erhaltungssatzung  

15 bis 1.000 €  

  614  Versagung einer Genehmigung nach §§ 172 ff. BauGB  kostenfrei  

  615  Bestätigung der Gemeinde, dass das Bauvorhaben nicht 

im Gebiet einer Erhaltungssatzung liegt  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 KG  

62    Zweckentfremdung von Wohnraum    

  620  Genehmigung nach Art. 3 des Gesetzes über die Zweck-

entfremdung von Wohnraum  

50 bis 2.500 €  

63    Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 

(BayStrWG)  

  

  630  Erlaubnis für Sondernutzungen an gemeindlichen  

Straßen, Wegen und Plätzen (Art. 18, 19 und 22a  

BayStrWG)  

10 bis 150 €  

  631  Anordnung nach Art. 18a Abs. 1 Satz 1 BayStrWG  10 bis 600 €  

  632  Ersatzvornahme nach Art. 18a Abs. 1 Satz 2 BayStrWG  50 bis 2.500 €  

  633  Bescheid über die Umlegung des Aufwands aus der  

Baulast für öffentliche Feld- und Waldwege auf die  

Beteiligten (Art. 54 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 2  

BayStrWG)  

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG  

67    Straßenreinigungs- und Sicherungsverordnung    

  670  

 

671 

Befreiung von in der Verordnung festgelegten Verboten  

 

Befreiung oder sonstige angemessene Regelung wegen 

unbilliger Härte 

10 bis 375 €  

 

10 bis 75 € 

                                                
7 )  Vgl. auch Nrn. 1.5.1 und 1.5.2 der Bekanntmachung vom 20. Januar 1999 (AllMBl S. 135).  



 

Amtsblatt des Landratsamtes Haßberge vom 11.11.2016, Nr. 9/2016 Seite 68 
   

 

Tarif-  

gruppe  

Tarif- 

Nr.  

Gegenstand  Gebühr Euro  

7    Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung    

70    Allgemeine Amtshandlungen8)    

  700  Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang  10 bis 400 €  

  701  Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund einer Sat-

zung  

10 bis 1.250 €  

  702  Nachträgliche Auflagen, Rücknahme beziehungsweise Wi-

derruf einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach 

Tarif-Nr. 7019)  

10 bis 600 €  

  

  

703  

  

Anordnung zur Erfüllung einer satzungsmäßigen  

Verpflichtung  

Besondere Amtshandlungen  

10 bis 600 €  

  

73    Marktwesen (§ 69 GewO)    

  730  Zuweisung, Ausnahmebewilligung  10 bis 150 €  

  731  Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme einer Zuweisung o-

der Ausnahmebewilligung10)  

10 bis 150 €  

75    Bestattungswesen (Friedhof)    

  750  Genehmigung zur Vornahme gewerblicher Arbeiten im 

Friedhof  

10 bis 600 €  

  751  Genehmigung zum Befahren des Friedhofs mit Fahrzeu-

gen  

10 bis 150 €  

  752  Genehmigung zur Errichtung eines Grabmals, einer  

Einfriedung und sonstiger baulicher Anlagen und  

Genehmigung von Änderungen solcher Anlagen  

10 bis 150 €  

  753  Genehmigung aufgrund einer Gemeindeverordnung  10 bis 1.250 €  

  754  Einzelanordnung aufgrund einer Gemeindeverordnung  10 bis 600 €  

76  

  

  

  

Sonstige öffentliche Einrichtungen  

(einschl. Abwasserbeseitigung)  

   

  760  Genehmigung der Benutzung von Einschüttstellen11)  10 bis 200 €  

8  81  Wasserversorgung    

  810  Anordnung der Wassersperre12)  10 bis 150 €  

                                                   

8) Gilt für Tarifgruppen 7 und 8.  
9) Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht nach Art. 20 Abs. 3 KG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG von einer  

    Kostenerhebung abzusehen ist.  
10) Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht nach Art. 20 Abs. 3 KG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG von einer  

    Kostenerhebung abzusehen ist.  
11) Die Rechtsgrundlage kann in der Entwässerungssatzung geschaffen werden (Muster für eine gemeindliche Entwässerungssatzung in  

    der Anlage der Bekanntmachung vom 31. Mai 1988, AllMBl S. 562, berichtigt am 25. Juli 1988, AllMBl S. 591, geändert  

    am 14. Januar 1991, AllMBl S. 60).  
12) vgl. § 15 Abs. 3 des Satzungsmusters für eine gemeindliche Wasserabgabesatzung (Anlage 1 der Bekanntmachung  

vom 13. Juli 1989, AllMBl S. 579, geändert am 10. Dezember 2001, AllMBl S. 766).  
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Verordnung des Landratsamtes Schweinfurt über 
das Wasserschutzgebiet für die Brunnen 1, 2, 3, 4, 
5, 6, 12, 13, 14, 15, 16, 22, 24, 26, 27, 28, 29 und 30 
(Brunnengalerien I, II und III) Gewinnung Weyer, Ge-
markungen Gochsheim und Weyer, Gemeinde 
Gochsheim, Gemarkung Forst, Gemeinde Schonun-
gen (Landkreis Schweinfurt) und Gemarkung Gäd-
heim, Gemeinde Gädheim (Landkreis Hassberge) 
des Zweckverbandes der Rhön-Maintal-Gruppe für 
die öffentliche Wasserversorgung 

Vom 28.09.2016 

 
Das Landratsamt Schweinfurt erlässt auf Grund des § 51 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
31.07.2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014 (BGBl. I 
S. 1724) i. V. mit Art. 31 Abs. 2 und Art. 63 des Bayer. 
Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 25.02.2010 (GVBl S. 66) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22.07.2014, (GVBL S. 286) folgende: 
 
 

V e r o r d n u n g 

 
§ 1   Allgemeines 
 

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Rhön-Maintal-Gruppe wird für die Gewinnung 
Weyer das in § 2 näher umschriebene Wasser-
schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden 
die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen. 
Der Träger der Wasserversorgung ist der Zweck-
verband zur Wasserversorgung der Rhön-Maintal-
Gruppe, Bergstraße 4, 97490 Poppenhausen. 

 
 
§ 2 Schutzgebiet 

 
(1) Das Schutzgebiet besteht aus 

   1   Fassungsbereich, 
 1   engeren Schutzzone, 
 1   weiteren Schutzzone.  
 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der ein- 
zelnen Schutzzonen sind in dem im Anhang 
(Anlage 1) veröffentlichten Lageplan eingetra-
gen. Für die genaue Grenzziehung ist ein Lage-
plan im Maßstab 1: 5.000 maßgebend, der im  
 
 

Landratsamt Schweinfurt und bei den Gemein-
den Gochsheim, Schonungen und Gädheim 
niedergelegt ist; er kann dort während der 
Dienststunden eingesehen werden.  

 
Die genaue Grenze der Schutzzone verläuft auf 
der jeweils gekennzeichneten Grundstücks-
grenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein 
Grundstück schneidet, auf der der Fassung nä-
heren Kante der gekennzeichneten Linie. 

 
(3)  Veränderungen der Grenzen oder der Bezeich- 
      nungen der im Schutzgebiet gelegenen Grund- 
      stücke berühren die festgesetzten Grenzen der  
      Schutzzonen nicht. 

 
(4) Der Fassungsbereich, die engere Schutzzone    
     und die weitere Schutzzone sind, soweit erfor- 
     derlich, in der Natur in geeigneter Weise kenn- 
     lich zu machen. 
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§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 

 
(1) Es sind 

 in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

1. Bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen 
Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen der 
Erdoberfläche, auch wenn Grundwasser 
nicht aufgedeckt wird, vorzunehmen oder 
zu erweitern; insbesondere Fischteiche, 
Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrü-
che, Übertagebergbau und Torfstiche 

nur zulässig zur Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemä-
ßen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 

1.2 Wiederverfüllung von Erdaufschlüssen, 
Baugruben und Leitungsgräben sowie 
Geländeauffüllungen  

nur zulässig 
- mit dem ursprünglichen 

Erdaushub im Zuge von 
Baumaßnahmen 

und 
- sofern die Bodenauflage 

wiederhergestellt wird 

verboten 

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern (ohne 
Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) 

--- verboten 

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.5 Untertage - Bergbau, Tunnelbauten verboten 

2. Bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1) 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Befördern von 
wassergefährdenden Stoffen zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 
 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen zu er-
richten oder zu erweitern 

nur zulässig entsprechend An-
lage 2, Ziffer 2 für Anlagen, wie 
sie im Rahmen von Haushalt 
und Landwirtschaft üblich sind 

verboten 

2.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
nach § 62 WHG außerhalb von Anlagen 
nach Nr. 2.2 (siehe Anlage 2, Ziffer 3) 

nur zulässig für die kurzfristige 
(wenige Tage) Lagerung von 
Stoffen bis Wassergefähr-
dungsklasse 2 in dafür geeig-
neten, dichten Transportbe-
hältern bis zu je 50 Liter 

verboten 

2.4 Abfall i. S. d. Abfallgesetze und bergbau-
liche Rückstände abzulagern (Die Be-
handlung und Lagerung von Abfällen fällt 
unter Nr. 2.2 und Nr. 2.3) 

verboten 

2.5 Genehmigungspflichtiger Umgang mit ra-
dioaktiven Stoffen im Sinne des Atomge-
setzes und der Strahlenschutzverordnung 

verboten 

3. Bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern einschließlich Klein-
kläranlagen  

nur Kleinkläranlagen mit biolo-
gischer Reinigungsstufe zu-
lässig 
- für Klärbecken und -gruben 

in monolithischer Bauweise, 
- für Teichanlagen und Pflan-

zenbeete mit künstlicher 
Sohleabdichtung, 

wenn die Dichtheit und Stand-
sicherheit durch geeignete 
Konzeption, Bauausführung 
und Bauabnahme sicherge-
stellt ist 

verboten 

3.2 Regen- oder Mischwasserentlastungs-
bauwerke zu errichten oder zu erweitern 

verboten 
 

3.3 Trockenaborte  nur zulässig, wenn diese nur 
vorübergehend aufgestellt 
werden und mit dichtem Be-
hälter ausgestattet sind 

verboten 
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 in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

3.4 Ausbringen von Abwasser  verboten, ausgenommen ge-
reinigtes Abwasser aus dem 
Ablauf von Kleinklär- anlagen 
zusammen mit Gülle oder Jau-
che zur landwirtschaftlichen 
Verwertung 

verboten 

3.5 Anlagen zur  
- Versickerung von Abwasser 
 oder 
- Einleitung oder Versickerung von 

Kühlwasser oder Wasser aus Wärme-
pumpen ins Grundwasser  

zu errichten oder zu erweitern 
 

verboten 

3.6 Anlagen zur Versickerung des von Dach-
flächen abfließenden Wassers zu errich-
ten oder zu erweitern 
(auf die Erlaubnispflichtigkeit nach § 8 
Abs. 1 WHG i. V. mit § 1 NWFreiV 
wird hingewiesen) 

- nur zulässig bei aus- rei-
chender Reinigung durch 
flächenhafte Versickerung 
über den bewachsenen 
Oberboden oder gleichwer-
tige Filteranlagen1 

- verboten für Niederschlags-
wasser von Gebäuden auf 
gewerblich genutzten 
Grundstücken 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige Anla-
gen zu errichten oder zu erweitern 

nur zulässig zum Ableiten von 
Abwasser, wenn die Dichtheit 
der Entwässerungsanlagen 
vor Inbetriebnahme durch 
Druckprobe nachgewiesen 
und wiederkehrend alle 5 
Jahre durch Sichtprüfung und 
alle 10 Jahre durch Druck-
probe oder anderes gleich-
wertiges Verfahren über-prüft 
wird (Durchleiten von außer-
halb des Wasserschutzgebie-
tes gesammeltem Abwasser 
verboten). 
 
 

verboten 

4. Bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflä-
chen zu errichten oder zu erweitern 

- nur zulässig für klassifi-
zierte Straßen, wenn die 
„Richtlinien für bautechni-
sche Maßnahmen an Stra-
ßen in Wasserschutzgebie-
ten (RiStWag)“ in der je-
weils geltenden Fassung 
beachtet werden 

und 
- wie in Zone II 

nur zulässig  
- für öffentliche Feld- und Wald-

wege, beschränkt-öffentliche 
Wege, Eigentümerwege und Pri-
vatwege und 

- bei breitflächigem Versickern des 
abfließenden Wassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.3 wassergefährdende auswaschbare oder 
auslaugbare Materialien (z. B. Schlacke, 
Teer, Imprägniermittel u. ä.) zum Straßen-
, Wege-, Eisenbahn- oder Wasserbau zu 
verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu 
errichten oder zu erweitern 
 
 
 
 

--- verboten 

                                                
1  siehe ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ 
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 in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone 
 

III II 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten oder 
zu erweitern; Camping aller Art 

nur zulässig mit Abwasserent-
sorgung über eine dichte Sam-
melentwässerung unter Be-
achtung von Nr. 3.7 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu erwei-
tern 

- nur zulässig mit Abwasser-
entsorgung über eine dichte 
Sammelentwässerung un-
ter Beachtung von Nr. 3.7 

- verboten für Tontauben-
schießanlagen und Motor-
sportanlagen  

verboten 

4.7 Großveranstaltungen durchzuführen - nur zulässig mit ordnungs-
gemäßer Abwasserentsor-
gung und ausreichenden, 
befestigten Parkplätzen 
(wie z. B. bei Sportanlagen) 

- verboten für Geländemo-
torsport 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu erweitern verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen, 
Notabwurfplätze, militär. Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durchzuführen nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
auf Freilandflächen, die nicht land-, forst-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt 
werden (z. B. Verkehrswege, Rasenflä-
chen, Friedhöfe, Sportanlagen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und 
bedarfsgerechter Düngung  

nur standort- und bedarfsgerechte 
Düngung mit Mineraldünger zuläs-
sig 

4.14 Beregnung von öffentlichen Grünanlagen, 
Rasensport und Golfplätzen 

nur zulässig nach Maßgabe 
der Beregnungsberatung oder 
bis zu einer Bodenfeuchte von 
70 % der nutzbaren Feld-ka-
pazität 

verboten 
 

 
 

5. Bei baulichen Anlagen 

5.1 Bauliche Anlagen zu errichten oder zu er-
weitern  

nur zulässig, 
- wenn kein häusliches oder 

gewerbliches Abwasser an-
fällt oder in eine dichte 
Sammelentwässerung ein-
geleitet wird unter Beach-
tung von Nr. 3.7 
und 

- wenn die Gründungssohle 
mindestens 2 m über dem 
höchsten Grundwasser-
stand liegt 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete  
 
 
 
 
 
 

verboten 
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 in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone 
 

III II 

5.3  Stallungen zu errichten oder zu er- 
weitern 2 

nur zulässig entsprechend An-
lage 2 Ziffer 5 
 

verboten 

    

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von 
Jauche, Gülle, Silagesickersaft zu errich-
ten oder zu erweitern 2 

nur zulässig mit Leckage-er-
kennung oder gleichwertiger 
Kontrollmöglichkeit der ge-
samten Anlage einschließlich 
Zuleitungen 
 

verboten 

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbereitung 
zu errichten oder zu erweitern 2 

nur zulässig mit Auffangbehäl-
ter für Silagesickersaft, Behäl-
ter für Anlagen größer 150 m³ 
entsprechend Nr. 5.4. 

verboten 

6. Bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, 
Gärsubstrat aus Biogasanlagen und Fest-
mistkompost  

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organischen und 
mineralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.3) 

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und bedarfsgerech-
ten Gaben erfolgt,  
nicht zulässig 
- auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden Zwischen- 

oder Hauptfruchtanbau 
- auf Grünland vom 15.10. bis 15.02. (ausgenommen Festmist in 

Zone III) 
- auf Ackerland vom 15.10. bis 15.02. (ausgenommen Festmist in 

Zone III) 
-  auf Brachland 

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klär-
schlamm, klärschlammhaltigen Düngemit-
teln, Fäkalschlamm oder Gärsubstrat bzw. 
Kompost aus zentralen Bioabfallanlagen 

verboten, 
ausgenommen Grünguthäcksel 

6.4 ganzjährige Bodenbedeckung durch Zwi-
schen- oder Hauptfrucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich 

6.5 Lagern von Festmist, Sekundärroh- stoff-
dünger oder Mineraldünger auf unbefes-
tigten Flächen 

verboten, ausgenommen 
Kalkdünger; Mineraldüng- er 
und Schwarzkalk nur zulässig, 
sofern gegen Niederschlag 
dicht abgedeckt 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von ortsfes-
ten Anlagen  

nur zulässig in allseitig dichten 
Foliensilos bei Siliergut ohne 
Gärsafterwartung sowie Bal-
lensilage 

verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- und 
Pferchtierhaltung 

nur zulässig auf Grünland 
ohne flächige Verletzung der 
Grasnarbe (siehe Anlage 2, 
Ziffer 6) oder für bestehende 
Nutzungen, die unmittelbar an 
vorhandene Stallungen ge-
bunden sind 

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter zu errich-
ten 

---- verboten 

6.9 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
aus Luftfahrzeugen oder zur Boden-
entseuchung 

verboten 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzter Flächen 

nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 % der nutzbaren Feldkapazität  

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zugehörige 
Vorflutgräben anzulegen oder zu ändern 

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnahmen 

 in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

                                                
2 Es wird auf den Anhang 5 „Besondere Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Festmist, Silage-

sickersäften (JGS-Anlagen)“ der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 
(Anlagenverordnung - VAwS) in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen, der nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. 
a. Leckageerkennung) enthält. Arbeitsblätter mit Musterplänen sind bei der ALB Bayern e.V. erhältlich (Arbeitsblatt Nr. 10.15.04 
„Lagerung von Flüssigmist“, Nr. 10.15.07 „Lagerung von Festmist“, Nr. 10.09.01 „Flachsilos und Sickersaftableitung“). 

Seite 73 



 

Amtsblatt des Landratsamtes Haßberge vom 11.11.2016, Nr. 9/2016 Seite 55 
   

 

entspricht Zone 
 

III II 

6.12 besondere Nutzungen im Sinne von An-
lage 2, Ziffer 7 neu anzulegen oder zu er-
weitern 

nur Gewächshäuser mit ge-
schlossenem Entwässerungs-
system zulässig 

verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer als 1.000 m² 
oder eine in der Wirkung gleichkommende 
Maßnahme (siehe Anlage 2, Ziffer 8) 

nicht zulässig (ausgenommen bei Kalamitäten) 

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten 

 
 

  

 
 
 

(2) In dem Fassungsbereich (Schutzzone I) sind 

sämtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgeführten 

Handlungen verboten. Das Betreten ist nur für 

Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung 

und -ableitung durch Befugte des Trägers der 

öffentlichen Wasserversorgung zulässig, die 

durch diese Verordnung geschützt ist oder der 

von ihm Beauftragten. 

 
(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absat-

zes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 

3.6 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen 

der Wassergewinnung und –ableitung des Trä-

gers der öffentlichen Wasserversorgung, die 

durch diese Verordnung geschützt ist, oder der 

von ihm Beauftragten.  

 
 
§ 4  Befreiungen 

(1)    Für die Erteilung von Befreiungen von den Ver-

boten des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 

WHG. 

 

(2)  Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist 

widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbe-

stimmungen verbunden werden und bedarf der 

Schriftform.  

 

(3)  Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt 

Schweinfurt vom Grundstückseigentümer ver-

langen, dass der frühere Zustand wiederherge-

stellt wird, sofern es das Wohl der Allgemein-

heit, insbesondere der Schutz der Wasserver-

sorgung erfordert.  

 

 

 

 

 

§ 5   Beseitigung und Änderung bestehender  

          Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebiets ha-

ben die Beseitigung oder Änderung von Einrich-

tungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-

ser Verordnung bestehen und deren Bestand, 

Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die 

Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des 

Landratsamts Schweinfurt zu dulden, sofern sie 

nicht schon nach anderen Vorschriften ver-

pflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder 

zu ändern. 

 
(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach dem § 52 

Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96 – 98 WHG und Art. 

57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

 

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes 

haben zu dulden, dass die Grenzen der Fas-

sungsbereiche und der Schutzzonen durch Auf-

stellen oder Anbringen von Hinweiszeichen 

kenntlich gemacht werden. 

 

§ 7 Kontrollmaßnahmen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes 

haben Probenahmen von im Schutzgebiet zum 

Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflan-

zenschutzmitteln durch Beauftragte des Land-

ratsamtes Schweinfurt zur Kontrolle der Einhal-

tung der Vorschriften dieser Verordnung zu dul-

den. 

 
(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, 

Vegetations- und Wasserproben und die hierzu 
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notwendigen Verrichtungen auf den Grundstü-

cken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte 

des Landratsamts Schweinfurt und durch Per-

sonal des Wasserversorgungsunternehmers zu 

dulden. 

 
(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke 

durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen 

Wasserversorgung, die durch diese Verord-

nung geschützt ist, oder der von ihm Beauftrag-

ten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwa-

chungspflichten gemäß § 3 der Verordnung zur 

Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- 

und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-

verordnung – EÜV) in der jeweils geltenden 

Fassung zu gestatten, die hierzu erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlun-

gen und Prüfungen zu ermöglichen. 

 
§ 8  Entschädigung und Ausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund 

dieser Verordnung ergehende Anordnung das 

Eigentum unzumutbar beschränkt und diese 

Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach  

§ 4 oder andere Maßnahmen vermieden oder 

ausgeglichen werden kann, ist über die Fälle 

des § 5 hinaus nach den § 52 Abs. 4 WHG i. V. 

m. §§ 96 – 98 WHG und Art. 57 BayWG, Ent-

schädigung zu leisten. 

 
(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund 

dieser Verordnung ergehende Anordnung er-

höhte Anforderungen festsetzt, die die ord-

nungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 

Nutzung einschränken oder Mehraufwendun-

gen für den Bau und Betrieb land- oder forst-

wirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge ha-

ben, ist für die dadurch verursachten wirtschaft-

lichen Nachteile ein angemessener Ausgleich 

nach Art. 32 i. V. m. Art. 57 BayWG zu leisten. 

 

 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs. 2 WHG, Art. 74 

Abs. 2 Nr. 1 BayWG, kann mit Geldbuße bis zu 

fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vor-

sätzlich oder fahrlässig 

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhan-

delt, 

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene 

Handlung vornimmt, ohne die mit der Aus-

nahme verbundenen Inhalts- und Nebenbe-

stimmungen zu befolgen, 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den 

§§ 5 und 7 nicht duldet. 

 

 

§ 10 Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-

kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 

Schweinfurt in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung der Regierung 

von Unterfranken über die Sicherung des in den 

Gemeinden Forst und Weyer, Landkreis 

Schweinfurt, und in der Gemeinde Gädheim, 

Landkreis Haßfurt, Regierungsbezirk Unter-

franken gelegenen Wasserschutzgebietes der 

öffentlichen Wasserversorgung für die Mit-

gliedsgemeinden des Zweckverbandes zur 

Wasserversorgung der „Rhön-Maintal-Gruppe“ 

vom 10.02.1971 Nr. II/14-527 a 131 (Amtsblatt 

der Regierung von Unterfranken Nr. 5/1971) 

außer Kraft. 

 

 
Schweinfurt, 28.09.2016 

Landratsamt Schweinfurt 

 

 

 

   

T ö p p e r        (Siegel) 

Landrat 
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Anlage 1 

Lageplan 
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Anlage 2 

Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nr. 2, 3, 5 und 6 
1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 

Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz 
über Einstufung wassergefährdender Stoffe in Was-
sergefährdungsklassen (Verwaltungsvorschrift was-
sergefährdende Stoffe - VwVwS)“ zu beachten. (ab-
rufbar im Internet: www.umweltbundes-
amt.de/wgs/wgs-index.htm). 

 
2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden    
     Stoffen (zu Nr. 2.2) 

Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone 
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nicht zulässig.  

 
In der weiteren Schutzzone (III) sind nur folgende  
Anlagen, die der VAwS entsprechen, zulässig: 

 
1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 

A bis C, die in einem Auffangraum aufgestellt 
sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt 
und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet 
sind. Der Auffangraum muss das maximal in den 
Anlagen vorhandene Volumen wassergefähr-
dender Stoffe aufnehmen können, 

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 

A und B, die doppelwandig ausgeführt und mit 
einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind. 

 
Die Prüfpflicht richtet sich nach der Anlagenverord-
nung in der jeweils gültigen Fassung.  

  
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusam-
menhang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhö-
fen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus pri-
vaten Haushalten zur regelmäßigen Abholung (z. B. 
Mülltonnen) werden keine besonderen Anforderun-
gen gestellt. 
 
Entsprechend VAwS werden an Abfüllplätze von 
Heizölverbraucheranlagen über die betrieblichen An-
forderungen hinaus keine Anforderungen gestellt.  
 

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer-
halb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 

 
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

etc. nach den Maßgaben der Nr. 4.12, 4.13, 6.1, 
6.2, 6.5 und 6.6, 

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen 

für Fahrzeuge und Maschinen, 
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 
 

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem und 
kommunalem Abwasser (zu Nr. 3.5) 

Das Abwasser ist vor der Versickerung nach stren-
geren als den Mindestanforderungen gemäß Ab-
wasserverordnung (AbwV) in der jeweils geltenden 
Fassung zu reinigen. 
Die Anforderungen richten sich dabei nach den ein-
schlägigen Merkblättern des Bay. Landesamtes für 
Umwelt. 

 
 
 
 
 

 
5. Stallungen (zu Nr. 5.3)  

Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen 
Dichtheitsprüfung eine Leckageerkennung für die 
Fugenbereiche entsprechend Anhang 5 Nr. 4.2 der 
VAwS vorzusehen. 
 
Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen 
Kot und Harn anfallen, sind gemäß VAwS flüssig-
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wasserwider-
stand) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung 
auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 
 
Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-be-
trieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die ein-
zeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit reparierbar 
sind. 
 
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie Zu-
leitungen sind baulich zu gliedern, dass eine Repa-
ratur jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen 
zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Spei-
cherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden. 
Hinsichtlich der Dichtheitsprüfungen wird auf den An-
hang 5 der Anlagenverordnung hingewiesen. 
 
Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere 
DIN 1045, sind zu beachten. Der Beginn der Bauar-
beiten ist der Kreisverwaltungsbehörde und dem 
Wasserversorgungsunternehmen 14 Tage vorher 
anzuzeigen. 
 
Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung 
aus einem in Zone III vorhandenen Anwesen entste-
hen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vor-
handene Anwesen“. 
 

6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhal-
tung (zu Nr. 6.7) 

 Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann 
vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide 
unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle 
Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Viehträn-
ken etc.) überschritten wird. 

 
7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt-

schaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische Nut-
zungen (zu Nr. 6.12): 

-  Weinbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
 

 Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage der-
artiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rah-
men des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwech-
sels bei gleichbleibender Größe der Anbaufläche. 

 
8. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung  
     gleichkommende Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 

         Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche 
alle aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen 
kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen 
werden, ohne dass bereits eine ausreichende über-
nehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher 
durch die Hiebsmaßnahme auf der Fläche Freiland-
bedingungen (Klima) entstehen. 
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Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maß-
nahme ist eine Lichthauung, bei der nur noch ver-
einzelt Bäume stehen bleiben und dadurch auf 
der Fläche ebenfalls Freiflächenbedingungen 
entstehen. 

 
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei 
oder mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe 
durchführen, die in der Summe zu den o. g. Frei-
flächenbedingungen führen.  

 
Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder meh-
rerer Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teil-
flächen zulässig, wenn sie die Flächenobergren-
zen dieser Verordnung lediglich in der Summe 
überschreiten.  

 
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, 
Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu ver-
stehen, deren Beseitigung nur durch die Ent-
nahme aller geschädigten Bäume und daher u. U. 
nur durch Kahlschlag möglich ist.  

 
 
 
 

 
 
 
Aufgebot eines Sparkassenbuches 

 

Das Sparkassenbuch  
 

Nr. 3405112479  

 
wird wegen Verlust aufgeboten. 

 
Der Inhaber des vorgezeichneten Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, seine Rechte innerhalb von drei Mo-
naten anzumelden. 
Nach Fristablauf wird das Sparkassenbuch für kraftlos 
erklärt. 
 

Haßfurt, 26.10.2016 
Sparkasse Ostunterfranken 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landratsamt Haßberge 

Wilhelm Schneider 
Landrat 
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